
Stadtfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Fuldas Grüne zur Umbenennung der Dyba-Allee 
„Jesus hätte sich auf die Seite der Verletzten gestellt“ 

Fuldas Stadtverordnete haben sich mit Erscheinen des Abschlussberichts „Nur mit Mut“ 
intensiv mit den erschütternden Begebnissen in Sachen Missbrauch im Bistum Fulda 
auseinandergesetzt. Dazu gehörte auch die Frage, ob Straßen und Plätze, die nach 
Bischöfen benannt sind, die in der untersuchten Zeitspanne Verantwortung trugen, noch so 
heißen können. Besonders im Fokus steht hierbei die ehemalige Kastanienallee, die 
unmittelbar nach dem Tode von Bischof Johannes Dyba im Jahr 2000 nach ihm umbenannt 
wurde. 
In verschiedenen Gesprächsrunden – fraktionsintern, in Ausschüssen, mit Bischof Dr. 
Michael Gerber, mit einem Mitglied des Betroffenenbeirats – machten sich die Mitglieder der 
Fraktion dazu ein Bild. Sie nahmen das Votum des Bistums seine Begründung dafür zur 
Kenntnis, sie hörten den Bericht von Stephan Auth aus dem Betroffenenbeirat. Nach allem, 
was wir heute wissen, verbietet sich aus unserer Sicht, Bischof Dyba weiterhin mit einem 
Straßennamen zu ehren.  

„Jesus hätte sich auf die Seite der Verletzten gestellt“, sagte Stephan Auth im HFA am 10. 
August. Wir folgen der Argumentation des Betroffenenbeirats, der sein einstimmiges Votum 
für die Umbenennung an den Pflichten festmacht, die jeder Bischof damals schon hatte. Es 
geht ausdrücklich nicht darum, wie wir Heutige manches sehen und einschätzen, sondern 
um das, was damals schon der Aufgaben- und Verantwortungsbereich eines Bischofs war. 

Bischof Dyba ist strafrechtlich nicht belangbar. Man kann und muss ihm aber 
Pflichtverletzung in folgenden Punkten vorwerfen: 

• Leitungsverantwortung 
• Aufklärung und Schutz Minderjähriger 
• Pflichten gegenüber den Betroffenen 

Bischof Dyba war der Schutz der Institution Kirche wichtiger als der Schutz der Betroffenen. 
Deshalb entschied sich das Bistum unter seiner Leitung für eine Strategie der Vertuschung. 
Es mangelte an Respekt, an Hilfe und Empathie gegenüber den Betroffenen und ihren 
Angehörigen – letztlich aber auch gegenüber den Tätern, die versetzt wurden, statt ihnen 
psychologische und medizinische Hilfe anzubieten. Diese Vertuschungsstrategie wirkt bis 
heute nach. 

Die Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN fragt aber auch, ob es mit der Umbenennung der 
Dyba-Allee getan ist. Muss es nicht auch zum Verhalten weiteren Fuldaer Bischöfen (Bolte, 
Schick, Kapp) eine Untersuchung geben, was ggfs. ebenfalls zu einer Umbenennung führt? 
Denn die vorliegenden Ergebnisse des Untersuchungsberichts deuten an, dass dies 
womöglich angebracht ist. 

Auch künftig werden verstorbene Fuldaerinnen und Fuldaer mit Straßennamen geehrt 
werden. Die Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN plädiert dafür, dabei zukünftig deutlich 
kritischer und transparenter vorzugehen. Dazu gehört, dass zwischen Tod und 
Straßenbenennung ein zeitlicher Abstand von mindestens 5 Jahren liegen sollte. Dazu 
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gehört auch, dass die Diskussion über die Benennung in die Öffentlichkeit gehört – zunächst 
also in die Stadtverordnetenversammlung, der seitens des Magistrats Vorschläge 
unterbreitet werden. Zu fragen und zu klären ist letztlich immer, wofür die Ehrung erfolgt – für 
das ausgeübte Amt, für historische Taten oder für eine herausragende Persönlichkeit. 
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